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1.1 Ökologisch-soziale Marktwirtschaft und nachhaltiges
Wirtschaften

1.1.1 Einführung l

Nach dem Zusammenbruch der planwirtschaftlichen Systeme in den kommuni­
stischen Ländern Osteuropas wurde, zumal in Deutschland, vielfach die Hoff­
nung laut, daß sich nunmehr der Übergang zu einer ökologisch-sozialen Markt­
wirtschaft in allen Industrieländern und langfristig auch in den Ländern der
Dritten Weh vollziehen könne. Diese Erwartung hat sich bisher kaum erfüllt;
dagegen wurde die Gefahr immer deutlicher, daß über den gravierenden Män­
geln der planwirtschaftlichen Systeme - auch hinsichtlich der Erhaltung der na­
türlichen Lebensgrundlagen - die weiterhin bestehenden sozialen und ökologi­
schen Defizite einer marktwirtschaftlichen Organisation von Wirtschaft und
Gesellschaft übersehen werden. Darüber hinaus wird deutlich, daß der Über­
gang der osteuropäischen Länder zur Marktwirtschaft durch das Fehlen eines
"sozialen Netzes" ernstlich behindert wird (Nutzinger 1994). Hier zeigen sich
derzeit gefährliche Unterschiede zur Entwicklung der west- und mitteleuropäi­
schen Industrieländer seit Ende des 19. Jahrhunderts, als die sozialen Probleme
und die politische und gewerkschaftliche Interessenvertretung der Arbeiter­
schaft zu verschiedenen gesetzgeberischen und sozialstaatlichen Korrekturen
geführt haben. Heute ist z. B. in der Bundesrepublik Deutschland der demokra­
tische und soziale Rechtsstaat in vielen Bereichen von Wirtschaft und Gesell­
schaft mehr oder weniger verwirklicht, wenn auch in der gegenwärtigen ökono­
mischen Krise die Stimmen lauter werden, die einen Abbau sozialer Leistungen
fordern. Das von Ludwig Erhards Staatssekretär im Bundeswirtschaftsministe­
rium, Alfred Müller-Armack (1966), vertretene Konzept der Sozialen Markt­
wirtschaft ist aber auch heute noch bei uns wenigstens im Prinzip weitgehend
unumstritten.

Trotz eines Meinungswandels in der Öffentlichkeit in den letzten 20 Jahren ist es
bisher noch nicht zu einer grundlegenden, auch konzeptionellen Berücksichti-
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"Ul1" der ()kuluv,ischen Defizite gekommen. Selbstverständlich gibt es Versuche,
Jur~~1 juristische und verwaltungstechnische Maßnahmen die unübersehbaren
U mweltprublcme "in den Griff zu bekommen", doch diese Bestrebungen erwei­
sel1 sich immer mehr als unzureichend.

I )il' Lrkenlltnis, daß nicht allein neue Grenzwerte und Verwaltungsvorschriften
dil' nlurderliche (iko!ov,ische Kurskorrektur bewirken werden, beginnt sich all­
nühlil'h durchzusetzcn. Damit wächst die Einsicht, daß die marktwirtschaftliche
(hdnung selbst um die ökologische Dimension erweitert werden muß. Wenn
hl'lltl' in den Reden von Politikern aller Parteien die Forderung nach einer öko­
!()gisl'h-sozialen oder ciner öko-sozialen Marktwirtschaft auftaucht, so ist dies
,lUch Ausdruck eines v,cändcrtcn Meinungsklimas. Allerdings bleibt oftmals sehr
im Dunkeln, wie eine ökologisch-soziale Marktwirtschaft jenseits der Sonntags­
reden denn konkret aussehen soll, und in Zeiten rezessiver Wirtschaftsentwick­
1ung sind derartige Bekenntnisse oft auch wieder schnell vergessen.

t. t.2 Grundprinzipien einer Marktwirtschaft, ihre Vorteile und ihre
Defizite

I )ie folgende (ikolov,isch ausgerichtete Kritik an der Marktwirtschaft soll die
hll1ktiunsweisc, aber auch die Konstruktionsmängel dieser Ordnung aufzeigen
und damit dem heutiv,en gängigen, aber vereinfachenden und deswegen unzu­
L1nglichen Mottu "Mehr Markt" eine differenzierte Antwort gegenüberstellen.
C;lcichzeitig sollen die aus ökologischer Sicht positiven Merkmale der Markt­
wirtschaft herausgearbeitet werden, um klarzumachen, warum bei aller Kritik
der 1l1,1rktwirtschaftliche Ordnungsrahmen im Prinzip befürwortet und ökolo­
gisch gestaltet werden sollte.

Adam Smith (1776), dem Begründer der modernen ökonomischen Theorie, ver­
danken wir zwei entscheidende Einsichten über die Wirkungsweise einer Markt­
\virtscluft:

(I) Sie basiert auf einer Vielzahl von freiwilligen Vereinbarungen zwischen
~1.lrktpartnern,die sie nur dann treffen werden, wenn sich jeder davon eine Ver­
bessCl'ung seiner Lage verspricht.

(2) Dieses von eigenen Interessen geleitete und damit potentiell auch schädliche
Verlulten der Individuen kann durch die Koordinationsfunktion des Marktes in
geselhchaftlich nützliche Bahnen gclenkt werden (Smith spricht hierbei von der
"unsichtbaren Hand").

I)iese heiden zentralen Einsichten von Adam Smith sind in der Zwischenzeit von
der modernen ökonomischen Theorie präzisiert worden. Unter bestimmten
- sehr restriktiven - Bedingungen kann man zeigen, daß ein allgemeines Kon­
kurren zglcic hgewic ht einen Zustand gesellschaftlicher Wohlfahrt bedeutet, in
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dem es nicht mehr möglich ist, ein Mitglied der Gesellschaft besserzustellen,
ohne nicht mindestens ein anderes schlechterzustellen.

Damit man nun nicht in den Fehler verfällt, aus dieser Wohlfahrtseigenschaft ei­
nes allgemeinen Konkurrenzgleichgewichts unmittelbar praktische Schlußfolge­
rungen über die Vorzüglichkeit einer real existierenden Marktwirtschaft zu zie­
hen, muß man sich die sehr einschränkenden Voraussetzungen dieser Aussage
deutlich machen:

- Reale Marktsituationen entsprechen keineswegs den Bedingungen eines all­
gemeinen Konkurrenzgleichgewichts. Weder besteht auf allen Märkten ein
Gleichgewicht zwischen Angebot und Nachfrage, noch ist der Wettbewerb
so vollständig und perfekt, wie dies in den volkswirtschaftlichen Lehrbü­
chern häufig unterstellt wird: Nicht viele, sondern oft nur sehr wenige - und
dann marktbeherrschende - Anbieter sind auf zahlreichen heutigen Märkten
typisch. Die in der Realität oft entscheidende Marktmacht ist im allgemeinen
Konkurrenzgleichgewicht gerade ausgeschlossen.

- Um nun die Wohlfahrtseigenschaft des Konkurrenzgleichgewichts theore­
tisch aufzuzeigen, muß man noch weitere einschränkende Voraussetzungen
machen, von denen vor allem die vier folgenden in ökologischer Hinsicht
problematisch sind:

(1) Es wird eine rein statische Betrachtungsweise zugrunde gelegt; die - unbe­
kannten - Märkte zukünftiger Perioden werden nicht erfaßt. Damit wird ein
wichtiges, wenn nicht das zentrale Problem menschlicher Verantwortlichkeit
- nämlich der heute lebenden Menschen gegenüber künftigen Generationen, die
sich nicht schon heute an den Märkten (oder im politischen Prozeß) artikulieren
können - ausgeblendet. Auch innovative Veränderungen in der Zukunft werden
nicht berücksichtigt.

(2) Alle wirtschaftlichen Effekte werden vollständig im Preissystem erfaßt, d. h.
Haushalte, Unternehmen und Staat müssen für die Inanspruchnahme von Lei­
stungen und die von ihnen verursachten Wirkungen auf Dritte voll bezahlen; in
der Fachsprache der Ökonomen sagt man: Es gibt keine externen Effekte in
Konsum und Produktion. Damit wird ein Großteil der ökologischen Problema­
tik - nämlich der häufig stattfindende Naturverbrauch zu Null- oder Billigprei­
sen - zunächst einmal ausgeschlossen.

(3) Die Volkswirtschaft produziert ausschließlich "private Güter", d. h. der
Konsum eines Gutes durch ein Individuum schließt jedes andere um genau die­
selbe Gütermenge von der Nutzung aus. Dagegen sind viele "Umweltgüter", wie
etwa saubere Luft, sauberes Wasser usw., gerade nicht durch diese Rivalitätsei­
genschaft gekennzeichnet; oftmals handelt es sich bei ihnen um "öffentliche Gü­
ter" oder "Kollektivgüter" ,die eine größere Anzahl von Menschen ohne indivi-
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duelle Nutzeneinbuße gemeinsam in Anspruch nehmen können. Analog kann
auch der Zustand der Umweltbelastung als ein gemeinsam von vielen heute le­
benden Menschen hergestelltes "Kollektivübel" betrachtet werden, bei dem die
Zurechnung der verursachten Schäden nicht (vollständig) über das Preissystem
gelingt.

(4) Es wird unterstellt, daß alle Dinge, auf die es ankommt, mit Preisen bewertet
(monetarisiert) und frei gehandelt werden können. Damit werden nicht-monet­
arisierbare Güter wie die Schönheit einer Landschaft, aber auch alle nicht­
tauschförmigen Interaktionen zwischen Menschen - wie etwa Normen, Sitten,
Gebräuche, positive oder negative Gefühle zueinander usw. - zunächst einmal
aus der Betrachtung ausgeschlossen.

Schon diese abstrakten Überlegungen über die Wohlfahrtseigenschaften einer
idealisierten Wettbewerbswirtschaft zeigen, daß eine rein marktwirtschaftliche
Organisation von Wirtschaft und Gesellschaft gerade im Hinblick auf die drän­
genden ökologischen Fragen nicht ausreichend ist. Gewiß, in vielen Fällen läßt
sich das ökonomische Instrumentarium sinnvoll zur Erreichung ökologischer
Ziele einsetzen; das gilt besonders für jene Fälle von Umweltbelastung und Na­
turzerstörung, die auf dem verschwenderischen Verbrauch von U mweltressour­
cen und Naturgütern zu Null- oder Niedrigpreisen beruhen. Hier führt eine vol­
le Kostenanlastung beim jeweiligen Nutzer - etwa durch umwelt- und ressour­
cenbezogene Steuern und Abgaben - zu einer entscheidenden Verbesserung der
U mwcltsituation. In diese Richtung zielen auch die Vorschläge vieler Wirt­
schaftswissenschaftler, für die sich eine ökologisch-soziale Marktwirtschaft in
der Berechnung "korrekter" Marktpreise für Umwelt- und Naturverbrauch er­
schöpft. So richtig dieser Ansatz auch in vielen Fällen ist, er greift jedoch in ver­
schiedener Hinsicht zu kurz:

- Nicht alle Güter lassen sich mit Preisen bewerten; gerade so zentrale Güter
wie menschliches Leben, Überlebensfähigkeit der Menschheit, aber auch Ar­
tenvielfalt und die Schönheit einer unzerstörten Natur sind einer Bewertung
über Marktpreise nicht zugänglich, obwohl sie für uns Menschen von zentra­
ler Bedeutung sind und in diesem Sinne durchaus einen (nicht-monetären)
Wert besitzen. Sie stellen "einen Wert an sich" dar, der darauf beruht, daß
solche Güter "einzigartig" sind und nicht durch andere ersetzt werden kön­
nen; wir können und dürfen z. B. nicht das Leben eines Menschen gegen das
eines anderen abwägen und austauschen.

- In vielen Fällen wollen wir wegen der damit verbundenen hohen Risiken und
gravierenden Gesundheitsgcfährdungen keine ökonomische Abwägung zu­
lassen: Während es durchaus sinnvoll sein kann, die Luftverschmutzung
durch Schwefeldioxid mit Hilfe einer "Schwefelabgabe" zu verteuern und da­
mit den Beteiligten Anreize zu geben, ihre Belastung zu senken, gebietet es
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das Prinzip der Gesundheitsvorsorge, auf ein derartiges Instrumentarium bei
so gefährlichen Stoffen wie etwa Dioxin zu verzichten und statt dessen direk­
te Verbote auszusprechen, also keine ökonomischen Abwägungsmöglichkei­
ten zwischen mehr oder weniger (Dioxin-)Belastung zuzulassen.

- Auch bei denjenigen natürlichen Ressourcen, bei denen keine grundsätzli­
chen Bedenken gegen eine preisliche Bewertung bestehen, gibt es meist er­
hebliche praktische Probleme, wenn man den "korrekten" Preis für die Nut­
zung solcher Güter und Leistungen bestimmen will. Hier hilft oft nur die be­
wußte politische Setzung von Umweltzielen (wie z. B. von
CO2-Emissionsminderungen um einen bestimmten Prozentsatz in einem be­
stimmten Zeitraum), zu deren Realisierung dann wieder ökonomische In­
strumente, wie Steuern und Abgaben, eingesetzt werden können. Nur kehrt
sich in diesen Fällen der übliche marktwirtschaftliche Prozeß gerade um: Es
sind nicht mehr die Mengen, mit denen sich die Marktteilnehmer an die vor­
gegebenen Preise anpassen, sondern gerade umgekehrt die vorgegebenen
Mengenziele, aus denen dann die zu ihrer Verwirklichung notwendigen
Preiskorrekturen bestimmt werden müssen.

Gerade wenn man die abstrakten Überlegungen über die Funktionsweise einer
idealisierten Marktwirtschaft mit den sozialen und ökologischen Erfordernissen
der realen Welt vergleicht, sieht man, daß die einfache Forderung "mehr Markt"
keine generelle Lösung der anstehenden ökologischen, aber auch sozialen und
internationalen Probleme sein kann. Die Differenz zwischen abstraktem Modell
und realer Welt muß vielmehr zum Anlag genommen werden, durch die Setzung
eines bewugten ökologischen Ordnungsrahmens und den Einsatz ökonomi­
scher und augerökonomischer Instrumente notwendige ökologisch und sozial
ausgerichtete Korrekturen vorzunehmen. Dabei wird aber davon ausgegangen,
dag das marktwirtschaftliche System konstitutive Elemente enthält, die gerade
auch in ökologischer Hinsicht positiv sind und deswegen verstärkt werden müs­
sen:

- Die hohe Effizienz bei der Erstellung von Gütern und Dienstleistungen be­
deutet eine Schonung auch der natürlichen Ressourcen, vor allem wenn man
sie mit der untergegangenen Tonnenideologie der Planwirtschaft vergleicht.

- Der grundsätzlich richtige Ansatz, daß in den Marktpreisen die Handlungs­
folgen des Produktes widergespiegelt werden, daß es sich also in diesem Sin­
ne um "gerechte" Preise handelt, bei denen niemand übervorteilt wird, mug
so ausgebaut werden, daß auch die ökologischen Folgen - und zwar regional
wie weltweit - in die Preisberechnung miteinbezogen werden. Diese "kon­
densierte" Information durch eine Zahl kann - auf Dauer - zwar durch zu­
sätzliche verbale Informationen ergänzt, nicht aber ersetzt oder entscheidend
korrigiert werden. Das Vermögen und die Bereitschaft von Konsumenten In­
formationen aufzunehmen, sind im allgemeinen sehr begrenzt.
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- Der Wettbewerb des Marktes ist ein dynamischer Vorgang; er erfordert An­
passungsvermögen und Experimentierbereitschaft - Eigenschaften die in ei­
ner sich ständig ändernden Weh und gerade bei der Antwort auf ökologische
Problemstellungen wichtig sind.

- Der Markt soll Machtkonzentration verhindern und den Austausch zwischen
gleichberechtigten Partnern sicherstellen, was u. a. Vertragsfreiheit erfordert.
Die Verteilung wirtschaftlicher Macht beeinflußt ihrerseits die Chancen zur
politischen Freiheit und Mitwirkung. Politische Freiheits- und Mitwirkungs­
rechte ihrerseits sind elementar dafür, daß ökologische Probleme überhaupt
erkannt, öffentlich diskutiert und politisch angegangen werden - auch dies
zeigen die Länder des Ostens.

- Die Dezentralität des Marktes bedeutet, daß "nicht alle Eier in denselben
Korb gelegt werden". Über den Markt findet eine Aufsplittung unvermeidli­
cher Risiken auf möglichst viele kleine, dezentrale "Versuche" statt, und da­
mit lassen sich die Folgen von Fehlentscheidungen kleiner und überschauba­
rer halten, als bei wenigen gefährlichen und weitreichenden "Großversu­
ehen", wie sie nicht nur in zentral geplanten Wirtschaften des Ostens typisch,
sondern auch bei uns insbesondere in der Energiepolitik bis heute anzutref­
fen sind. Fehlerhafte Entscheidungen sind bei der Konstitution des Menschen
und der Unsicherheit der Weh unvermeidlich; die strukturelle Fehlerfreund­
lichkeit des Marktes aufgrund der Vielzahl dezentraler ökonomischer Ent­
scheidungen reduziert zumindest das Gefahrenpotential menschlicher Irrtü­
mer.

1.1.3 Nachhaltigkeit als Ziel einer ökologisch-sozialen Marktwirtschaft

Die Darstellung grundlegender Prinzipien idealtypischer und realisierter Markt­
wirtschaften hat eine Reihe wichtiger Vorzüge marktwirtschaftlicher Koordina­
tion deutlich gemacht; zugleich zeigten sich aber zumindest drei entscheidende
ökologische Defizite:

(1) Es wird einseitig der Strom der für den Markt produzierten Güter und deren
marktnüßige Bewertung betrachtet; weitgehend ausgeblendet bleiben die Fra­
gen des Naturerhalts (Nutzung erschöpflicher Ressourcen und die begrenzte
Belastbarkeit von Boden, Luft und Wasser als Auffangmedien für Schadstoffe
und Abfälle, die bei der Produktion und beim Konsum von Gütern und Dienst­
leistungen entstehen). Es wird also weder der Naturverbrauch bilanziert, der mit
Produktion und Konsum verbunden ist, noch die erforderlichen Aufwendun­
gen, um dieses verbrauchte "Naturkapital" - soweit überhaupt möglich - wieder
zu ersetzen.

(2) Es wird nicht beachtet, daß dieser Prozeß laufender Produktion von Gütern
durch Rückgriff auf die äußere Umwelt mit einer ständigen Entwertung von Ma-
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terie und Energie (also einer von Menschen beschleunigten Zunahme von Entro­
pie) einhergeht.

(3) Nicht erfaßt werden alle Güter und Dienstleistungen, die nicht über Markt­
preise oder - wie bei den staatlichen Leistungen - mit Hilfe der Kosten ihrer Er­
stellung bewertet werden. Dies betrifft sowohl viele Naturgüter - wie die Vielfalt
von Tier- und Pflanzenarten oder die Schönheit einer Landschaft - als auch viele
vom Menschen geschaffene Güter und Dienstleistungen, die nicht am Markt oder
vom Staat erworben werden, aber einen unmittelbaren Nutzen bringen wie etwa
das Gemüse im eigenen Garten und alle häuslichen Dienstleistungen (Kinderer­
ziehung, Kochen, Waschen, Altenpflege, Heimwerkerarbeiten usw.).

Diese Defizite kennzeichnen auch das Bruttosozialprodukt, das eben nur die mit
Marktpreisen oder mit den Kosten der staatlichen Leistungserstellung bewerte­
ten Güter und Dienstleistungen enthält und auch den Naturverbrauch nicht
- oder sogar mit falschem Vorzeichen, nämlich positiv als Sozialproduktsmeh­
rung - erfaßt. Die Steigerung dieser fragwürdigen Meßgröße ist trotz aller aner­
kannten Kritik das vorrangige Ziel unseres Wirtschaftens und unserer offiziellen
Wirtschaftspolitik, und immer noch werden hohe Wachstumsraten als Erfolgs­
ziffern präsentiert.

Als Reaktion auf offensichtliche Krisenerscheinungen hat sich innerhalb der
Wirtschaftswissenschaften die Spezialdisziplin "Umweltökonomie" herausge­
bildet. Diese versucht, innerhalb des neoklassischen Theorierahmens das "Pro­
blem Umwelt" durch eine Zurechnung ökologischer Folgeschäden oder langfri­
stiger Knappheiten in das laufende Preissystem einzubeziehen. Eine derartige
ökologische Preisreform ist zwar wichtig, reicht aber für sich allein noch nicht
aus. Es müssen grundsätzlichere und weiterreichende Fragen gestellt werden,
nach den Zielen des Wirtschaftens, nach den Grenzen des Wachstums, nach dem
Verhältnis des Menschen zur Natur.

Die ökologische Dimension "Zukunftsfähigkeit" muß in die Ordnungsbedin­
gungen der Wirtschaft und in die praktische Wirtschaftspolitik aufgenommen
werden. Bei Umweltbelastungen ist nicht nur an laufende Schadstoffemissionen,
sondern an den Naturerhalt als solchen zu denken. Dabei ist zu berücksichtigen,
daß Umweltbelastungen im heutigen Ausmaß z. T. nicht mehr von der Natur
abgebaut werden können, sondern sich immer mehr akkumulieren. Nicht nur
die Schadstoffbelastung von Rhein, EIbe und Oder ist wichtig, sondern auch die
Akkumulation der Schadstoffe in der Nord- und Ostsee. Deshalb müssen heute
zunächst für einige entscheidende Umweltbelastungen konkrete Belastungs­
grenzen und Reduktionspläne aufgestellt werden.

Erste Versuche einer ökologischen Grenzziehung in den 70er und frühen 80er
Jahren hatten zum Ziel, dem Wirtschaftswachstum in einer Zeit ungebrochener
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Wachstumseuphorie erste Bremsen anzulegen. Dies zeigt sich in Begriffen wie
"Grenzen des Wachstums" (Club of Rome, 1972) oder "qualitatives Wachstum"
(Binswanger u. a., 1983). Damals stand die Erschöpfbarkeit der Energiequellen
lind anderer Ressourcen, weniger die Schadstoffproblematik, im Vordergrund.
Selbst hellte noch ist es fast etwas Revolutionäres, in unserer Gesellschaft das
Wachstum zu hinterfragen, das vielen weiterhin als Bedingung für den Erhalt der
Arbeitsplätze, die Wahrung sozialer Besitzstände und als Grundlage staatlicher
Sozial- und Verteilungspolitik gilt. Wie Umfragen zeigen, wird aber immer mehr
Menschen deutlich, dag es heute ein politisch vorrangiges Ziel sein mug, die Zer­
störung unserer Umwelt abzuwenden. Dies erfordert eine grundsätzliche Um­
orientierung: Wir stehen in einer "Begrenzungskrise" (Biedenkopf, 1990), in der
ein Ausgleich zwischen menschlichem Wirtschaften und natürlicher Umwelt ge­
funden werden mug und zugleich ein neuer sozialer Konsens. Die Verringerung
der Produktion umweltschädlicher Güter, auch wenn sie von einer Umstellung
auf neue, weniger umweltbelastende Produkte und Dienstleistungen begleitet
ist, kann zwar durchaus mit gleichbleibenden (oder gar steigenden), aber auch
abnehmenden Beschäftigtenzahlen einhergehen. Es besteht deshalb die Gefahr,
dag sich bestehende soziale Fragen, wie weltweite Rezession und Arbeitslosig­
keit sowie die öffentliche Finanzkrise in vielen Industrieländern, bei der erfor­
derlichen ökologischen Umorientierung eher noch verschärfen. Deshalb ist es
erforderlich, im Kontext des ökologischen Strukturwandels diese Probleme stets
miteinzubeziehen und den Stellenwert der Arbeit sowie die Verteilung aller Ar­
ten von Arbeit, von Einkommen und von sozialer Sicherung mit zu bedenken,
denn der ökologische Umbau kann - ebenso wie die Transformation von der
Plan- zur Marktwirtschaft - nur bei hinreichender sozialer Absicherung gelin­
gen.

Die Wachstumskritik der 70er und frühen 80er Jahre (Club of Rome, 1972; Glo­
bal 2000, 1980; Binswanger u. a., 1983) ging von einem negativen Zusammen­
hang zwischen ökonomischem Wachstum und Umweltqualität aus. Der Grund­
gedanke des neueren Konzepts "sustainable development" ("tragfähige, dauer­
hafte oder nachhaltige Entwicklung") besteht in der Abstimmung
(Synchronisation) von Umwelt- und Entwicklungsinteressen. Nach den Vor­
stellungen der Weltkommission für Umwelt und Entwicklung (Brundtland-Be­
richt, 1987) soll vor allem im Hinblick auf die Entwicklungsländer der gegen­
w:irtige Bedarf aller Menschen gedeckt werden, ohne dag damit künftigen Gene­
rationen die Möglichkeit genommen wird, ihre Bedürfnisse zu decken. Der
Begriff der Nachhaltigkeit (sustainability) stammt ursprünglich aus der Forst­
wirtschaft, wo er im Prinzip eine sämtliche Funktionen des Waldes dauerhaft er­
haltende Wirtschaftsweise meint. Sowohl die Begriffsgeschichte als auch die ak­
tuelle Diskussion innerhalb der Forstwirtschaft zeigen allerdings, dag eine ein­
deutige Definition des Begriffs bereits für einen relativ eng abgegrenzten Bereich
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wie die Forstwirtschaft nicht ohne Schwierigkeiten ist. Noch größere Probleme
entstehen, wenn das Prinzip der N achhaltigkeit auf ein so umfassendes Gebiet
wie unsere Wirtschaftsweise insgesamt übertragen werden soll. Folgerichtig ist
die Suche nach einer genauen Begriffsbestimmung bisher erfolglos geblieben,
und es besteht weitgehende Einigkeit darüber, daß "sustainability" nur als annä­
hernd die eigentliche Bedeutung wiedergebender Begriff verstanden werden
sollte (EI Serafy, 1992, S.59). Das Konzept der nachhaltigen Entwicklung ist
auch ein wesentliches Merkmal der neu entstehenden "ökologischen Ökono­
mie". Diese unterscheidet sich von der herkömmlichen "Umweltökonomie"
durch einen stärkeren Einbezug naturwissenschaftlich-stofflicher Funktionszu­
sammenhänge und die Berücksichtigung von Verteilungsproblemen; so kommt
sie zu einer weiteren "ökologischen Perspektive", in der die Natur als Grundla­
ge des Wirtschaftens erscheint und daher nicht als beliebig durch menschenge­
machtes Kapital substituierbar aufgefaßt wird. Daher werden auch die Grenzen
der Regelungsfähigkeit des Marktes in ökologischen Fragen betont (Harnpicke,
1992, S. 299 ff.). Für die "ökologischen Ökonomen" bedeutet nachhaltige Ent­
wicklung vor allem die "Konstanz des natürlichen Kapitalstocks" , d. h. einen
Zustand, in dem es keine negativen Veränderungen im Bestand und in der Qua­
lität der natürlichen Ressourcen - beim Boden, beim Grundwasser, bei der Was­
ser- und Land-Biomasse sowie bei der Assimilationskapazität der Umwelt für
gasförmige, flüssige und feste Abfälle - gibt (vgl. Loske, 1990, S. 40). Eine ent­
scheidende Aufgabe der Ökonomie wird dabei in der möglichst präzisen Be­
stimmung der Merkmale gesehen, an denen die Konstanz des Naturkapitals ge­
messen werden kann; daher wird die Notwendigkeit einer korrekten Bewertung
des Naturkapitals ebenso gesehen wie die Grenzen der Monetarisierbarkeit.

Um (trotz der beschriebenen begrifflichen Schwierigkeiten) zu einer Konkreti­
sierung des Konzepts der Nachhaltigkeit zu gelangen, werden für die Bewirt­
schaftung der natürlichen Ressourcen Nutzungsregeln aufgestellt (vgl. z. B.
Costanza, 1992, S. 90):

- Bei erneuerbaren Ressourcen darf die Abbaurate die Regenerationsrate nicht
übersteigen ("sustainable yield"). Die Funktionsfähigkeit der Natur muß er­
halten bleiben. Diese Regel fordert nicht nur eine gleichbleibende Regenerati­
onsfähigkeit unter sonst gleichbleibenden Umständen, sondern darüber hin­
aus auch die Widerstandsfähigkeit ("resilience") gegenüber Veränderungen
der externen Bedingungen. Da eine Strategie der maximalen dauerhaften Ern­
te ("maximum sustainable yield"), wie die theoretische Ressourcenökonomie
zeigt, empfindlich gegenüber externen Einflüssen oder auch nur geringfügigen
kurzfristigen Überschreitungen der zulässigen Erntemengen ist, liegt eine die
Widerstandsfähigkeit des Ökosystems erhaltende und damit wirklich tragfä­
hige Abbaurate vermutlich unterhalb dem "maximum sustainable yield".
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- Abfallmen~en bzw. Schadstoffemissionen dürfen die Assimilationskapazität
der Umwelt nicht übersteigen ("sustainable waste disposal"). Hierbei ist vor
<lllem die Schwierigkeit von räumlichen und/oder zeitlichen Schadstoffkon­
zentrationen zu beachten.

Besondere Schwierigkeiten im Kontext nachhaltiger Ressourcennutzung berei­
ten die nicht regenerierbaren Ressourcen, die per Definition nicht im strengen
Sinne nachhaltig genutzt werden können. Das Problem entschärft sich allerdings
etwas, wenn man Nachhaltigkeit nicht statisch als gleichbleibenden Bestand ei­
ner Ressource, sondern dynamisch als Fortdauer einer Leistung versteht. Wenn
es mi)glich ist, die entsprechende Leistung (z. B. die Energiedienstleistung des
Erdöls) durch Substitute zu erbringen, ist eine dynamische Nachhaltigkeit prin­
zipiell durch eine dritte Nutzungsregel zu gewährleisten:

- Der Verbrauch nicht erneuerbarer Ressourcen sollte eine Entwicklung erneu­
erbarer Substitute in einem vergleichbaren Umfang verlangen. Dahinter
steckt die Idee, daß durch eine Investition von Ressourcenerträgen in die Er­
forschung und Entwicklung regenerierbarer Alternativen deren Verfügbar­
keit zum Erschöpfungszeitpunkt der nicht erneuerbaren Ressource sicherge­
stellt werden soll.

Die Schwierigkeit dieser Nutzungsregeln liegt vor allem in der unsicheren
Kenntnis der zugrunde liegenden Parameter wie Regenerationsrate, Funktions­
Lihigkeit oder Assimilationskapazität. Die Betrachtung der nicht erneuerbaren
Ressourcen zeigt, dag die primäre Beschränkung häufig nicht in deren absoluter
Knappheit liegt, sondern in den mit ihrem Verbrauch verbundenen Umweltwir­
kungen (etwa die Emissionen bei der Verbrennung fossiler Energieträger oder
der Landschaftsverbrauch beim Tagebau).

Ebenso wie der Begriff der Nachhaltigkeit ist auch der Begriff der Entwicklung
nicht unproblematisch. Einerseits stellt er eine klare Abgrenzung gegenüber dem
herkömmlichen (quantitativen) Wachstumskonzept dar und steht damit ganz in
der Tradition der wachstumskritischen Diskussion seit John Stuart Mill (1848),
andererseits bedeutet Entwicklung gerade für die armen Länder in erster Linie
noch immer quantitatives Wachstum. Angesichts des anerkannten Nachholbe­
darfs der Entwicklungsländer verschärfen sich damit die Anforderungen an eine
nachhaltige Wirtschaftsweise für die 1ndustrieländer erheblich.

So stellt beispielsweise die Enquete-Kommission des Deutschen Bundestages
zum Schutz der Erdatmosphäre fest, daß der geforderte weltweite Emissions­
rückgang bei CO2 von SO % bis zur Mitte des nächsten Jahrhunderts von den 1n­
dustrieLindern eine erheblich stärkere Reduktion verlangt. Der 1nteressenkon­
flikt zwischen Industrieländern, Entwicklungsländern und zukünftigen Genera­
tionen stellt sich also sehr viel schärfer, als es z. B. der Brundtland-Bericht
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erkennen läßt. (Zu einer kritischen Würdigung des Brundtland-Berichts vgl. ins­
besondere Harborth 1993).

Der Begriff der nachhaltigen Entwicklung ist - trotz der genannten ökologi­
schen Nutzungsregeln als ökologischer Definitionsbasis - noch weitgehend of­
fen und wird von verschiedenen Seiten unterschiedlich gefüllt. Entsprechend
werden unterschiedliche Strategien und Instrumente vorgeschlagen: Sie reichen
von einer Strategie, die auf technische Effizienzrevolution und Ökonomisierung
der Umweltprobleme setzt bis hin zu einer Strategie, die davon überzeugt ist,
daß Technik und Ökonomie zwar hilfreich und notwendig, aber für den langfri­
stigen Substanzerhalt grundlegende Veränderungen in den bestehenden Denk-,
Produktions- und Konsumstrukturen erforderlich sind und die Zielsetzung des
Wirtschaftens geändert werden müsse. Der Wohlstandsbegriff müsse U mwelt-,
Gerechtigkeits- und Partizipationselemente enthalten.

In diese Richtung zielen auch Ansätze, Nachhaltigkeit bzw. "vorsorgendes
Wirtschaften" aus weiblicher Perspektive zu betrachten (vgl. ]ochims u. a., 1992,
Busch-Lüty u. a. 1994). Hier wird - ausgehend von der Kritik an dem (männli­
chen, rationalen) homo oeconomicus - der Mensch als Teil der Natur und einge­
bunden in einen sozialen Zusammenhang gesehen. Während in der traditionellen
Ökonomie die Reproduktionssphäre, der Bereich von Haushalt, Familie und
Kindererziehung, weitgehend ausgeklammert ist, werden dort gerade diejenigen
Prinzipien zumindest ansatzweise praktiziert, denen bei nachhaltiger Entwick­
lung allgemeine Geltung zukommen müßte: die vorrangige Orientierung an Be­
dürfnissen und am Lebensnotwendigen statt an monetären Größen, das Vorsor­
geprinzip, Kooperation statt Konkurrenz. Der Übergang von übernutzender zu
nachhaltiger Wirtschaftsweise erfordert eine stärkere Beachtung und Bewertung
jener Teile der menschlichen Tätigkeiten, die der Erhaltung, Pflege und Regene­
ration materieller und immaterieller Güter dienen. Es verlangt ein neues Ver­
ständnis von Arbeit und eine neue Arbeitsteilung zwischen Männern und Frau­
en an Versorgungs- und Erwerbsarbeit, wobei durch die stärkere Orientierung
an den Bedürfnissen die Subsistenzwirtschaft gegenüber der Marktökonomie an
Bedeutung gewinnt.

Einen Versuch, die bisher weitgehend abstrakten Diskussionen über nachhaltige
Entwicklung zu konkretisieren, stellt der niederländische Aktionsplan "Dauer­
hafte Niederlande" (Nederland Duurzam) dar und die Studie "Zukunftsfähiges
Deutschland", die derzeit beim Wuppertal-Institut im Auftrag von BUND und
Misereor erarbeitet und im Mai 1995 abgeschlossen wird. Hier wird angestrebt,
mit Hilfe naturwissenschaftlicher Erkenntnisse Belastungsgrenzen für verschie­
dene Ökosysteme (carrying capacities) zu ermitteln, aus denen dann - unter dem
Postulat weltweit gleicher Ansprüche an die Umweltressourcen - Grenzwerte
für relevante Aktivitäten abgeleitet werden sollen (critical-loads-concept). Für
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die Reduktion des Stoffumsatzes werden dabei Fortschritte effizienter Energie­
und Rohstoffnutzung angenommen wie auch Änderungen in den Verbrauchs­
strukturen und Strategien für diesen Weg zu nachhaltiger Entwicklung erarbei­
tet. Eine derartige Operationalisierung des Konzepts ermöglicht dann einen
fruchtbaren gesellschaftspolitischen Dialog über die Frage, wie die Ansprüche
menschlichen Wirtschaftens an die begrenzten Naturressourcen reduziert wer­
den können und wie der soziale Ausgleich hierbei gewährleistet werden kann.

Das Konzept der "ökologischen Tragfähigkeit" oder "Nachhaltigkeit" stellt
zweifellos einen Fortschritt gegenüber den traditionellen Vorstellungen eines
ungezügelten Wachstums dar. Allerdings ist der Begriff bisher eher negativ defi­
niert und fordert bisher vor allem Unterlassungen; konkrete Handlungsempfeh­
lungen sind bisher noch kaum abzuleiten. Trotz aller Ungenauigkeiten und
Schwierigkeiten hat das Kriterium der ökologischen Tragfähigkeit (Nachhaltig­
keit) jedoch deutlich gemacht, daß im stofflichen und energetischen Grundum­
satz der Industriegesellschaft selbst das zentrale ökologische Problem liegt, dem
man sich heute stellen muß, wenn die Gesellschaft zukunftsfähig bleiben soll
(vgl. SRU, 1994).

1.1.4 Auf dem Weg zu einer ökologisch-sozialen Marktwirtschaft

Aufgabe des Staates ist es, die Rahmenbedingungen für die Wirtschaft so zu set­
zen, daß eine Entwicklung zu einer nachhaltigen Wirtschaftsweise hin induziert
wird. Dies bedeutet eine Revision der bisherigen Ziele des Wirtschaftens und
auch eine neue Gewichtung und Erweiterung des umweltpolitischen Instrumen­
tariums.

In der Verfassung muß der Umweltschutz so verankert werden, daß er alle
Staatsgewalt bindet, für Regierung und Bürger verbindlich ist und nicht unter
dem Vorbehalt nachfolgender gesetzlicher Regelungen steht. Diese ökologische
Grundnorm muß deutlich machen, daß die natürliche Umwelt nicht nur wegen
der Menschen geschützt wird, sondern auch um ihrer selbst Willen. Somit wird
klargestellt, daß sich die Menschen Grenzen setzen und prinzipiell beschränken
müssen. Eine unmittelbar bindende Verfassungs norm erleichtert es zudem, ge­
setzliche Rahmenvorschriften für ökologisches Wirtschaften zu erarbeiten, und
sie wäre ein bindender Maßstab für gerichtliche Entscheidungen. Leider ist bei
der Verfassungsrevision aufgrund der politischen Konstellationen der U mwelt­
schutz nur als Staatszicl mit Gesetzesvorbehalt aufgenommen worden.

Auch das Stabilitäts- und Wachstumsgesetz von 1967 muß neu gefaßt werden.
Das bisherige Ziel "angemessenes und stetiges Wirtschaftswachstum" kann als
eigenständiges Ziel nicht erhalten bleiben, sondern muß gestrichen werden. Die
Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen muß den bisherigen Zielen Vollbe-
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schäftigung, Preisniveaustabilität und außenwirtschaftliches Gleichgewicht
übergeordnet sein.

Das schließt nicht aus, daß auch bei ökologischem Strukturwandel sich Wirt­
schaftswachstum ergeben kann, umsomehr, wenn die bisherige Bezugsgröße
Bruttosozialprodukt revidiert wird.

Gegenwärtig wird vom Statistischen Bundesamt ein System der Umweltbericht­
erstattung aufgebaut. Darüberhinaus muß aber auch die Sozialproduktsrech­
nung selbst revidiert werden: Das Bruttosozialprodukt muß vor allem auch um
diejenigen Leistungen korrigiert werden, die nur der Kompensation und der
Vermeidung von Umweltschäden dienen. Gleichzeitig sind diejenigen Leistun­
gen zu erfassen, die nicht über den Markt gehen. Bei der Beurteilung der gesell­
schaftlichen Wohlfahrt sind sie in die Betrachtung miteinzubeziehen.

Die allgemeinen ökologischen Ziele nachhaltigen Wirtschaftens - der Erhalt der
Funktionsfähigkeit der Natur hinsichtlich der Erneuerbarkeit der Ressourcen
und der Assimilationskapazität von Schadstoffen - müssen vom Staat auch in
handlungsleitende Maßnahmen und Reduktionspläne umgesetzt werden. Aus
den Umweltqualitätszielen und Reduktionszielen müssen Umweltstandards
entwickelt und dynamisch fortgeschrieben werden. Daran müssen sich alle fach­
politischen Bereiche (wie Wirtschafts-, Agrar-, Verkehrs-, Wohnungsbau- und
Entwicklungspolitik) ausrichten. Um dies zu gewährleisten, ist die ganze Breite
des umweltpolitischen Instrumentariums einzusetzen und weiterzuentwickeln.
Dies umfaßt sowohlordnungsrechtliche Maßnahmen wie Rücknahmepflichten,
Geschwindigkeitsbegrenzungen, Verbot oder Begrenzung von Stoffen als auch
ökonomische Instrumente wie Steuern und Abgaben. Von großer - oft unter­
schätzter - Bedeutung sind auch privatrechtliche Instrumente wie verbesserte
Haftungsbedingungen und die Verlängerung von Mindestgewährleistungs­
pflichten. Auch Vereinbarungen auf freiwilliger Basis können - bei festgelegter
Erfolgskontrolle - zu umweltpolitischen Fortschritten führen. Wichtig für den
gesellschaftspolitischen Dialog und die Auseinandersetzung ist die gesetzliche
Verankerung des Rechts auf freien Zugang zu Informationen, U mweltverträg­
lichkeitsprüfungen und die Verbandsklage.

Einen Überblick über die Vielzahl der umweltpolitischen Instrumente, hier ge­
ordnet nach dem Kriterium, ob das Instrument fiskalischen Charakter hat, gibt
Abb.1.

Neben der Zielfestlegung sind die allgemein anerkannten Prinzipien der Um­
weltpolitik zu beachten - das Verursacherprinzip, das Vorsorgeprinzip und das
Gefährdungsabwendungsprinzip - und es ist zu prüfen, inwieweit die Anwen­
dung verschiedener Instrumente ihnen im Einzelfall entspricht. Weiter sind um­
weltpolitische Lösungen an praktischen Kriterien zu messen:
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Abb. 1: Gesamtüberblick über die umweltpolitischen Instrumentenkategorien

- sie müssen fehlerfreundlich sein, d. h. flexibel genug, um sich an geänderte
Gegebenheiten schnell anzupassen,

- sie müssen langfristig angesetzt werden,
- sie müssen Zeit für Anpassungsvorgänge geben,

sie müssen gesamtwirtschaftlich kostengünstig sein,
- sie müssen plausibel, übersichtlich und politisch durchsetzbar sein, und
- sie müssen die Einführung umweltfreundlicher Lösungen fördern, wobei

umweltfreundliche Techniken hilfreich sein können.

Die bisherige Umweltpolitik in der Bundesrepublik ist geprägt durch das Ord­
nungsrccht. Kennzeichnungen für diese Umweltpolitik sind Verbote, Gebote,
Auflagen, Vorschriften, Zulassungsbescheide. In immer kürzeren Abständen
mug mit Gesetzen, Gesetzesnovellierungen und Verordnungen eingegriffen
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werden. Das führt zu einer Vielzahl von Regelungen, die - auch wegen vieler
Sonderregelungen - so kompliziert sind, daß selbst Fachleute bei Industrie und
Verwaltung Schwierigkeiten haben, sie zu verstehen.

Die ordnungsrechdiche Umweltpolitik schreibt den Unternehmern vor, was sie
tun dürfen und was nicht. Ihr unternehmerischer Handtungsspielraum ist ge­
ring, ihr Verhalten beschränkt sich im wesentlichen auf eine Reaktion, um mit
bestehenden Regelungen nicht in Konflikt zu geraten, selten wird jedoch aktiv
der Versuch unternommen, weitergehende Umweltmaßnahmen zu realisieren.
Dazu gibt das Ordnungsrecht auch keinen Anreiz, da innerhalb des ordnungs­
rechtlichen Rahmens der Grenzwerte, Restemissionen legal sind und nicht ge­
steuert werden können.

Hier setzt das Instrument der Umweltsteuern und Umweltabgaben an, um die­
jenigen Umweltbelastungen, die unterhalb der Grenzwerte liegen oder auch
Umweltbelastungen, für die keine Grenzwerte festgelegt sind, über Kostenanrei­
ze zu beeinflussen und zu verringern.

In einem gesonderten Beitrag wird dem Instrument der Umweltsteuern und
Umweltabgaben und der ökologischen Steuerreform breiter Raum eingeräumt,
da es sich hierbei um eine derzeit viel diskutierte, notwendige Ergänzung des
umweltpolitischen Instrumentariums handelt. Dies bedeutet keine Geringschät­
zung anderer umweltpolitischer Instrumente, insbesondere nicht des Ordnungs­
rechts, das weiterhin den Rahmen dessen abgrenzen muß, worüber es kein indi­
viduelles Abwägen geben darf.

So wichtig es ist, über den günstigsten Instrumentenmix zu streiten, so darf über
dieser - oft akademischen - Diskussion doch nicht der aktuelle Handlungsbe­
darf in den Hintergrund gedrängt werden. Der Umweltpolitik hat es in der Ver­
gangenheit nicht primär an geeigneten Instrumenten gefehlt sondern am politi­
schen Willen sie einzusetzen.

1.1.5 Über den Markt hinaus: Verantwortung für künftige Generationen

Der weltweit erforderliche Übergang zu einer ökologischen Wirtschaft wird sich
im Spannungsfeld zu den anderen großen gesellschaftspolitischen Zielen der
Freiheit, Gerechtigkeit und des materiellen Wohlstands vollziehen. Hierbei er­
geben sich zwangsläufig Verteilungskonflikte, die sich allerdings in mehrfacher
Hinsicht abmildern lassen: Zum einen muß in der gesamten Bevölkerung mehr
als bisher das Bewußtsein dafür verbreitet werden, daß das tf<lditionell gemesse­
ne Realeinkommen ein immer schlechterer Indikator individueller und gesell­
schaftlicher W ohHahrt ist, gerade dann, wenn die Erwirtschaftung dieses Ein­
kommens mit immer größeren Umweltschäden für die heutige und für künftige
Generationen einhergeht. Der Abbau von Umweltbelastungen trägt ebenso wie
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das Gcldeinkommen zur Wohlfahrt der Bevölkerung bei, und daher kann ein
stagnierendes oder sogar sinkendes Realeinkommen durchaus auch mit einer
Verbesserung der Lebensqualität für die heute lebenden Menschen einhergehen.

Zum andercn geht es oft darum, durch umfassende ethische Bildung bei den heu­
te lebendcn Menschen die Einsicht zu fördern, daß die dramatisch zunehmende
Reichweite menschlicher Handlungen - gerade auch in eine uns unbekannte Zu­
kunft hinein - das "Prinzip Verantwortung" Oonas, 1979) zum entscheidenden
Maßstab unserer Überlegungen machen muß: Gerade weil wir heute in der Lage
sind, weitreichende, oft unbeabsichtigte und kaum vorhersehbare Handlungs­
folgen für zukünftige Generationen auszulösen, die sich ihrerseits weder am
Markt noch im politischen Prozeß artikulieren können, müssen wir heute in ei­
nem umfassenden gesellschaftlichen Diskurs aller Gruppen diesen notwendigen
Ausgleich unserer Interessen mit denen unserer Kinder und Kindeskinder selbst
vornehmen. Wir müssen uns dabei vor allem von dem naiven Glauben freima­
chen, daß der technische Fortschritt schon zum richtigen Zeitpunkt die jeweils
anstehenden, immer mehr vom Menschen selbst verursachten Probleme lösen
werde; denn bereits in der Vergangenheit hat technischer Fortschritt und sozia­
ler Ausgleich oftmals zu einer Problemverschiebung, vor allem zu Lasten der
Natur, geführt. Wir haben allzulange die Rechnung ohne den Wirt - die Natur­
gemacht, und diese von uns ausgebeutete Natur präsentiert uns heute weltweit
eine dramatische Rechnung, die unbezahlbar zu werden droht, wenn wir uns
nicht heute zu einer bewußten ethischen Selbstbindung entscheiden.
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1.2 Umweltsteuern und -Abgaben

1.2.1 Theoretische Begründung

Ökologisch orientierte Steuern und Abgaben bezwecken eine indirekte Verhal­
tenslenkung aller ökonomischen Akteure durch eine steuerliche Anhebung der
(relativen) Preise für ökologisch bedenkliche Produkte, Faktoren, Verfahren usw.
I hbei lassen sich zwei zentrale theoretische Begründungslinien unterscheiden:

(I) Die Belastung und Schädigung natürlicher Ressourcen wird als "negativer ex­
terner Effekt" verstanden, der nicht über den Marktpreis abgegolten wird und
deswegen einer steuerlichen Preiskorrektur bedarf. Diese theoretische Sicht des
Problems und die ihr entsprechende korrektive Maßnahme geht zurück auf den
britischen Ökonomen Arthur Pigou (1920). Da es in der Praxis allerdings außer­
ordentlich schwierig, wenn nicht gar unmöglich ist, den wirklichen Umfang die­
ser "negativen Externalitäten" zu berechnen und sie korrekt über Steuern oder
Abgaben in das Preissystem einzubeziehen (zu "internalisieren"), wird man in
der Praxis wohl im allgemeinen dem Vorschlag von Baumol und Oates (1970)
folgen und mengenmägige Belastungsgrenzen (Standards) vorgeben, zu deren
Einhaltung dann korrektive Steuern oder Abgaben eingesetzt werden, welche
die unerwünschte, weil umweltbelastende Aktivität im Konsum und/oder in der
Produktion verteuern und damit tendenziell verringern; dementsprechend wird
dies Verfahren auch als Standard-Preis-Ansatz bezeichnet.

(2) Viele Rohstoffe, aber auch begrenzte assimilative Kapazitäten kann man im
Sinne von I-Iarold Hotelling (1931) als "erschöpfliche Ressourcen" betrachten.
Hierbei besteht das zentrale Problem darin, daß die auf den laufenden Märkten
gelundelten Preise nur kurzfristige Knappheiten widerspiegeln, die durchaus in
Widerspruch zu langfristigen Knappheiten geraten können: Forcierter kurzfri­
stiger Abbau erschöpflicher Ressourcen führt zu einem kurzfristigen Überange­
bot (und einem entsprechenden Preisverfall) auf den entsprechenden Märkten,
w;ihrend durch den forcierten Abbau zugleich die langfristige Knappheit ten­
denziell verschärft wird, ohne dag sich dies kurzfristig in den Preisen nieder­
schlagen wird. Die Erhebung einer "Hotelling-Steuer" führt dann im Prinzip da­
zu, dag die langfristige Knappheit schon in den heutigen Preis hineingenommen
wird, so dag heute weniger von dieser Ressource genutzt wird, als dies ohne ei­
ne derartige korrektive Ressourcenbesteuerung der Fall wäre. Damit steht unter
sonst gleichen Bedingungen mehr von ihr für künftige Generationen zur Verfü-
gung.

1.2.2 Einwände gegen Umweltsteuern und -abgaben

Vor allem im angelsächsischen Raum wird gegen Umweltsteuern und -abgaben
geltend gemacht, es handle sich hierbei um inflexible "politische Preise", die
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nicht hinreichend schnell an sich ändernde ökonomisch-ökologische Bedingun­
gen angepaßt werden könnten. Dies sei viel besser durch marktnähere Instru­
mente, wie die genauere Spezifizierung von Eigentumsrechten, durch Verhand­
lungslösungen und vor allem durch Umweltzertifikate gewährleistet. Diese Zer­
tifikate verleihen den jeweiligen Eigentümern einen mengenmäßig fixierten
Anspruch auf Umweltnutzung, deren Preise sich aber flexibel an die jeweiligen
wirtschaftlichen (Angebots- und N achfrage-)Bedingungen anpassen könnten. In
theoretischer Perspektive ist der Unterschied zwischen beiden Ansätzen aller­
dings keineswegs fundamental, da Steuer- und Zertifikatslösung als "Dualpro­
bleme" betrachtet werden können, wobei im ersten Fall ein Preis fixiert wird,
woraus sich dann eine bestimmte (Schadstoff-)Menge ergibt; umgekehrt werden
bei Umweltnutzungsrechten für bestimmte Regionen (Schadstoff-)Mengen fest­
gelegt, die unter den Interessenten dann gehandelt werden, woraus sich dann ei­
ne Preislösung (für die Zertifikate) ergibt.

Diese Konzepte stehen sich also einander viel näher, als es der öffentliche Streit
vermuten läßt; die spezifischen Bedingungen in der Bundesrepublik Deutschland
- insbesondere die Schwierigkeiten, in hochverdichteten und überlappenden
Wirtschaftsräumen sinnvolle Belastungsgebiete gegeneinander abzugrenzen­
sprechen in praktischer Hinsicht eher für die Abgabe- als für die Zertifikatslösung.
Beiden Lösungen gemeinsam ist eine immanente Tendenz zur einzel- und gesamt­
wirtschaftlichen Kostenminimierung bei den erforderlichen U mweltschutzmaß­
nahmen, da es zu einer Abwägung zwischen den Kosten der Belastungsvermei­
dung und den über die Abgabe bzw. den Preis des Zertifikats zugerechneten Ko­
sten der Umweltbelastung kommt mit dem Ergebnis, daß Belastungsminderungen
immer dort durchgeführt werden, wo diese besonders kostengünstig sind. Ob­
wohl also alle ökonomische Instrumente durch die implizite oder explizite Abwä­
gung zwischen den Kosten der Belastungsvermeidung und dem andernfalls zu
entrichtenden "Preis" (Steuerbelastung, Kosten des Zertifikats usw.) die Kosten­
minimierung von Umweltschutzmaßnahmen begünstigen (was bei administrati­
ven, auf die einzelne Anlage bezogenen Regelungen nicht der Fall ist) entsteht
dennoch bei der praktischen Umsetzung solcher ökonomischer Instrumente ein
erheblicher administrativer Regelungs- und Kontrollaufwand. Damit muß auch
die übliche polarisierende Gegenüberstellung von ökonomischen versus admini­
strativen Instrumenten der Umweltpolitik erheblich relativiert werden.

Ein weiterer grundlegender Einwand richtet sich gegen die Besteuerung er­
schöpflicher Ressourcen: Angesichts technischen Fortschritts bei der Ent­
deckung, der Gewinnung und der Nutzung begrenzter Ressourcen und der viel­
fältigen Möglichkeiten der Substitution und Innovation von Produkten und
Prozessen sei das Problem der physischen Begrenztheit in der ökonomischen
Praxis nicht wirklich relevant, so daß eine Ressourcensteuer (Hotelling-Steuer)
überflüssig sei. Letztendlich werde der Marktmechanismus aus sich selbst heraus
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die erforderlichen Anpassungen vornehmen: Eine sich abzeichnende Erschöp­
fung bestimmter Ressourcen werde sich dann auch in entsprechenden Steigerun­
gen laufender Preise niederschlagen, die ihrerseits ökonomische Anreize für er­
forderliche Substitutions- und Innovationsaktivitäten schüfen. Dieser Argu­
mentation liegt allerdings ein wissenschaftlich nicht zureichend begründeter
doppelter Optimismus zugrunde, nämlich zum einen das Vertrauen in die Fähig­
keit realer Miirkte, rechtzeitig langfristige Knappheiten in den laufenden Preisen
widerzuspiegeln, und zum anderen eine gewisse Gläubigkeit in die - unbegrenz­
te? - Fihigkeit von Wissenschaft und Technik, Substitutions- und Innovations­
\()sungen immer dann bereit zu stellen, wenn physische Begrenzungen zu ernst­
haften (lkonomischen Restriktionen zu werden drohen, falls nur entsprechende
Cewinnchancen über das Preissystem eröffnet werden.

1.2.3 Ökologische Steuerreform

Seit Beginn der 80er Jahre werden Vorschläge zur ökologischen Steuerreform
von ()kologieorientierten Wirtschaftswissenschaftlern (Binswanger/Frisch/Nut­
zinger 1983) und Naturschutzverbänden, wie dem BUND, vorgetragen. Der
Grundgedanke einer aufkommensneutralen ökologischen Steuerreform kombi­
niert den Ansatz der Verteuerung natürlicher Ressourcen insbesondere durch
eine Prin1iirenergiesteuer mit einer Entlastung des Faktors Arbeit. Mit den Ein­
nahmen aus Umweltsteuern soll z. B. über eine Senkung der Rentenversiche­
rungsbeitriige oder über Änderungen des Einkommensteuertarifs eine direkte
oder indirekte Entlastung der Arbeitskosten erreicht werden. Mit dieser Ver­
schiebung der relativen Preise zwischen Kapital, Arbeit und Umwelt soll gleich­
zeitig die Umweltsituation verbessert und ein Beitrag zur Verringerung der Ar­
beitslosigkeit geleistet werden. Damit würde die Entwicklung der vergangenen
Jahre revidiert, bei der der Anteil der Steuern auf Energie und Umwelt immer
mehr gesunken ist Uarass, 1993). Hierdurch würden vermehrt Investitionen in
die Steigerung der Ressourcenproduktivität gerichtet statt wie bisher vorrangig
in die Erhöhung der Arbeitsproduktivität. Durch die Aufkommensneutralität
werde es zwar zu Verschiebungen zwischen den Branchen, nicht aber zu einer
Verschlechterung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft ins­
gesamt kommen (so auch Bach u. a. 1994).

Seit Ende der SOer Jahre ist der Gedanke der ökologischen Steuerreform in ver­
schiedenen - mehr oder weniger weitgehenden - Varianten wieder aufgegriffen
worden. Besonders umfassend ist der UPI -Vorschlag für eine ökologische Steu­
errcforrn (Teufel u. a. 1988), der auf einen stufenweisen Ersatz der Mehrwert­
steuer und eine Senkung der Steuer- und Abgabenbelastung der Arbeitseinkom­
m.~n hinzielt; gegen einen derartig weitgehenden Ersatz bisheriger Steuern durch
"Oko-Steuern" spricht allerdings vor allem ihre mutmaglich geringe Aufkom­
menselastizität (Konflikt zwischen Einnahme- und Lenkungsfunktion). Weni-
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ger weitgehend und eher in der Tradition von Binswanger u. a. (1983) ist der von
WeizsäckeriJesinghaus (1993) präsentierte Vorschlag einer stärkeren steuerli­
chen Belastung von Energie bei gleichzeitiger Entlastung des Faktors Arbeit. In­
folge der europaweit zunehmenden Arbeitslosigkeit werden entsprechende
Ideen einer "aufkommensneutralen ökologischen Steuerreform" in den letzten
Jahren über Deutschland hinaus bis hin zur EU in verschiedenen politischen
Programmen und öffentlichen Diskussionen vertreten. Demgegenüber stehen
Vorschläge über umfassende Abgabenkonzepte, bei denen die zusätzlichen Ein­
nahmen aus den jeweiligen Umweltabgaben für Investitionen oder Fördermaß­
nahmen in den spezifischen Umweltbereich verwandt werden sollen.

1.2.4 Die finanzwissenschaftliche Diskussion

Vor allem in Deutschland zentriert sich die ökologisch orientierte Steuerdiskus­
sion um folgende vier Hauptfragen:

(1) Die Frage nach einer terminologischen Präzisierung ökologisch orientierter
Steuern und Abgaben und deren konzeptionellem Einbau in das bestehende
"System" öffentlicher Abgaben (z. B. als generelle Steuern, die in den allgemei­
nen Haushalt eingehen, oder als zweckgebundene Sonderabgaben);

(2) das Verhältnis zwischen der (fiskalischen) Einnahmefunktion und der (allo­
kativen) Lenkungsfunktion ökologisch orientierter Steuern;

(3) die Frage, wie ökologisch orientierte Steuern in die bestehende föderative Fi­
nanz- und Steuerverfassung Deutschlands eingebaut werden könnten;

(4) die Frage nach dem Verhältnis (und der Möglichkeit) nationaler umweltbezo­
gener Steuern und Abgaben zu entsprechenden Instrumenten auf der Ebene der
EU.

Auf die juristischen und ökonomischen Grenzen einer nationalen "Ökosteuer­
politik" - insbesondere von Mitgliedsländern der EU - kann angesichts der noch
keineswegs abgeschlossenen Diskussion hier nicht im einzelnen eingegangen
werden. In bestimmten Fällen - etwa bei einer umfassenden Klimaschutzpoli­
tik - erscheint jedenfalls ein gemeinsames Vorgehen sinnvoll, auch wenn zur In­
itiierung der erforderlichen transnationalen und kollektiven Vereinbarungen na­
tionale Vorreiterrollen durchaus nützlich sein können.

Sicherlich gibt es jedoch, wie etwa die Studie von Sprengcr u. a. (1993) zeigt,
auch eine ganze Reihe nationaler Handlungsmöglichkeiten, nicht zuletzt durch
den Abbau umweltbelastender oder -gefährdender Steuerbegünstigungen und ­
befreiungen (z. B. für Flugbenzin) und durch die Begrenzung administrativer
Regelungsdichte, welche den Raum für ökonomisch-ökologische Abwägungen
allzusehr einschränkt (etwa bei der deutschen Abwasserabgabe).
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1.2.5 Anwendungsgebiete und Fallbeispiele

Im Prinzip läßt sich jeder ökologisch unerwünschte Tatbestand steuerlich bela­
sten. Dieser Umstand hat dann auch in der deutschen Diskussion seit etwa 1983
zu einer Vielzahl mehr oder weniger gut durchdachter umwelt- und ressourcen­
bezogener Vorschläge für Steuern auf den verschiedensten Gebieten geführt,
u. a. auf den Einsatz von Stickstoffdünger in der Landwirtschaft, auf Abfall und
Sondermüll, auf Treibstoff und Primärenergie u. v. a. m.

Trotz eines weitgehenden Konsenses über die Zweckmäßigkeit eines verstärkten
Einsatzes von Umweltsteuern und -abgaben innerhalb der Wirtschaftswissen­
schaften (vgl. Hansmeyer, 1993; anders Eckhardt, 1993) und verbaler Zustim­
mung in breiten politischen Kreisen ist bisher der praktische Anwendungsbe­
reich ökonomischer Instrumente in der Bundesrepublik auf den Fall der Abwas­
serabgabe beschränkt; diese wird darüber hinaus durch eine enge Verknüpfung
mit dem Ordnungsrecht (Wasserhaushaltsgesetz) und zahlreiche Ausnahme-,
Durchführungs- und Anrechnungsbestimmungen (z. B. für Indirekteinleiter, die
Schadswffbemessung, die Verrechnung mit anderen Leistungen) immer mehr
von einem Allokations- zu einem bloßen Finanzierungsinstrument für das Was­
ser- und Abwassersystem umgestaltet.

Ein aktuelles Beispiel für den weltweiten Einsatz ökonomischer Instrumente des
U mwcltschutzes liefert derzeit die internationale Klimaschutzpolitik: Die erfor­
derliche Begrenzung des anthropogenen Temperaturanstiegs durch eine Verrin­
gerung der Emission treibhausrelevanter Gase, insbesondere des Kohlendioxids,
hat zu einer Vielzahl von Vorschlägen und Programmen geführt, so der Selbst­
verpflichtung der Bundesrepublik, bis zum Jahr 2005 die CO2-Emissionen um
25 % zu senken. Nach einem Vorschlag der Europäischen Kommission soll eine
kombinierte CO2-Energiesteuer eingeführt werden, die zu je 50 % auf die CO2­

Emissionen und auf den Energiegehalt nicht erneuerbarer Energieträger erhoben
und die stufenweise bis auf 37 DM/t CO2 im Jahre 2000 erhöht werden soll. Da
dieser Vorschlag u. a. an die Beteiligung von Industrieländern außerhalb der EU
(wie USA und Japan) gebunden ist, erscheint seine praktische Umsetzung höchst
fraglich. Problematisch ist aus der Sicht des Umweltschutzes dabei vor allem die
steuerliche Begünstigung der nicht direkt CO2-emittierenden Kernenergie sowie
des Energieträgers Gas und die Außerachtlassung anderer treibhausrelevanter
Gase. Anstelle der auch ressourcenökonomisch erwünschten Energieeinsparung
(im Falle einer reinen Energiesteuer) wird es so vor allem zu einer Substitution
(von Steinkohle zu Kernenergie und Gas) kommen. Darüber hinaus werden
auch die zu niedrige Abgabenhöhe und Ausnahmeregelungen für energieintensi­
ve Branchen kritisiert, weil sie die Wirksamkeit dieser Abgabe weiter einschrän­
ken.
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1.2.6 Widerstände und Grenzen

In der Industrie und den meisten Wirtschaftsverbänden (eine bemerkenswerte
Ausnahme bildet der Bund Junger Unternehmer) hat der Gedanke von Umwelt­
steuern und -abgaben bisher keine wirkliche Resonanz gefunden. Die Gründe
hierfür sind vielschichtig und auch nicht immer leicht zu erkennen: Befürchtet
wird seitens der Industrie, daß es trotz der meist programmatisch angestrebten
Aufkommensneutralität letztlich doch zu einer Erhöhung der Steuerbelastung
für die Unternehmen kommen werde; statt dessen wird oftmals der Zertifikats­
lösung der (theoretische) Vorrang eingeräumt, da diese flexibler reagiere und da
vor allem die Finanzmittel im Unternehmenssektor verblieben; praktische An­
wendungsmöglichkeiten werden allerdings kaum ernsthaft diskutiert. Daß nicht
nur die an die bisherige Praxis gewöhnte Verwaltung, sondern auch große Teile
der Industrie am "bewährten Ordnungsrecht" festhalten wollen, obwohl dies
ccteris paribus mit Kostennachteilen verbunden ist, deutet darauf hin, daß die
Bcfürworter des bisherigen Ansatzes wohl erwarten, bei den undurchsichtigen
administrativen Verfahren mit niedrigeren Umweltstandards davonzukommen.

Weitere politische Bedenken richten sich gegen eine befürchtete sozialpolitisch
unerwünschte Verteilungswirkung von Umweltsteuern und -abgaben: Es sei zu
bedenken, daß diese Abgaben häufig wie regressive Verbrauchssteuern wirkten
und demzufolge einer sozialpolitischen Ausgleichspolitik bedürften, die wieder­
um die Wirksamkeit der ökologisch orientierten Steuerbelastung konterkarieren
würde. Eine derartig unerwünschte Regressionswirkung ist allerdings auch bei
den bisher praktizierten administrativen Instrumenten der Umweltpolitik zu
vermuten, deren Kosten ebenfalls auf die Preise (und damit auf die Verbraucher)
überwälzt werden, wobei in der Regel aufgrund fehlender ökonomischer Abwä­
gungsmöglichkeiten für einen gegebenen Umweltstandard sogar höhere be­
triebs- und volkswirtschaftliche Kosten entstehen, so daß nicht nur ähnliche,
sondern wegen der geringen Effizienz im allgemeinen noch stärkere uner­
wünschte Verteilungswirkungen für die Verbraucher auftreten dürften. Daher
kann im allgemeinen dieses Argument nicht sinnvoll gegen den Einsatz ökono­
mischer Instrumente der Umweltpolitik vorgebracht werden. Ernst zu nehmen
ist dagegen die Notwendigkeit einer sozialen Ausgleichspolitik (Kurz 1991).
Auch der zwar nicht fundamentale und bei verschiedenen Umweltsteuern unter­
schiedlich gravierende Konflikt zwischen der Einnahme- (Fiskal-) und der Len­
kungsfunktion muß bei der Festlegung des Anwendungsbereichs bedacht wer­
den. Von daher erscheinen die Möglichkeiten einer sehr weitgehenden Umge­
staltung des Steuersystems als wenig realistisch.

Umweltorientierte Steuern und Abgaben sind, wie gezeigt, kein ökologisches
Allheilmittel; sie bedürfen der Ergänzung durch ordnungspolitische Maßnah­
men, und auch eine Kombination mit anderen "marktwirtschaftlichen Instru-
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menten" der Umweltpolitik ist durchaus denkbar. Bei hohem Gefährdungspo­
tential eines bestimmten Tatbestandes (z. B. beim Entstehen von Dioxinen) ist
überdies eine Abwägung zwischen (Öko-)Steuerzahlung und Schadstoffbela­
stung nicht zulässig, und es bedarf hier direkter Auflagen (z. B. Verbote).
Schlicl~lich darf auch der gestaltungspolitische Aspekt vieler Maßnahmen nicht
übersehen werden: So ist z. B. die niedrige Preiselastizität des Kraftstoffver­
brauchs, der gegen eine Besteuerung des Verkehrs geltend gemacht wird, nicht
nur Ausdruck subjektiver Präferenzen, sondern häufig auch fehlender Alternati­
ven. Diese Gesichtspunkte machen deutlich, daß ökologisch orientierte Steuern
und Abgaben nur ein - wenn auch sehr nützliches - Instrument einer verant­
wortlichen Umweltpolitik darstellen, dessen weiterer Ausbau in sinnvoller Ab­
stimmung mit anderen Instrumenten einen wichtigen Beitrag zur Erhaltung un­
serer Lebensgrundlagen bilden kann.
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